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I- Mit dieser Nummer beginnt die Verfassung das erste Quartal 1866. Die Redaktion
hofft, von ihren srühern Lesern das Zeugniß zuferhaltem daß sie nach besten Kräften bestrebt

ewespn ist, das Ziel» welches .sie sich vom Beginn des Blatltes angesteckt hatte, im Auge szu
ehalten. Treu demselben wird unser Blatt auch fernerhinoinvollsthumlicher und leicht faß-

ticher Weise alle unser aesatzimtes Staat-Flehen betuhtende isragen im Sinne der liberalen Partei
besprechen. Jn Hinblick aus die»Ncuwablen, welche im Jahre 1866 bevorstehen, ersnchen wik
unsere Leser ganz besonders, sur eine möglichst große Verbreitung unseres Blattes in ihren
Kreisen sorgen zu wollen.

, -

.

Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zustellung unseres Blattes ersuchen wir-, bei
dem betreffenden Spediteur oder- der betreffenden Postanstalt Beschwerde zu führen, da wir
von hier aus unser Blatt regelmäßig an jedem Donnerstag zur Post senden, so daß es

auch in den eutserntesten Gegenden unseres Vaterlandes am Sonnabend Abend in den
Händen unserer Abonnenten sein kann. Sollte, trotz unseres Bemühesns, in keiner Weise
gegen eine gesetzliche Bestimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beschlagnahme unseres
Blattes eine Unregelmäßigkeit in de»r»Ver»sendungeintreten, so werden, davon sind wir übe-r-

zeugt, unsere Leser diese Unregelmäßigkeit uns nicht zur Last legen, sondern uns ihr Wohl-
wollen nach wie vor erhalten.

.«
s» reaktionärer Blätter, kein Anzeichen entdecken könnenNeulahrsgmlz welches bekundet,es habe im Volke ein Wechselder-An-

Wenn wir in dem Hinweis aus das vorige Jahr, ficht über die Niitzlichkeitund Nothivendigkeitder-Militär-
welchen wir in der Schlußnummerunseres vorii en Jahr- Reorganisatiou stattgefunden Deshalb steht auch nicht
ganges gaben,dieHosfnungenfür die Zukunft aus Freignisse zu erwarten, daß die gewähltenVertreter des Volkes in
kündetetl,Welchenicht in Unserem Vaterlande geschehen diesem Jahre die dahin zielendenVorlagen, welche siecsind,sondern für uns zunächstnur dadurchwichtig sind, schoiuverschiedeneMale verworfen haben, in derselben
daß sie einen neuen Beweis liefern sür den re elmäßigen oder in ähnlicherForm genehmigenwerden.

«

«

Sieg des Fortschrittes und der Civilisation,soglauben Da »abervor einer Lösungdieser Frage offenbaran
wir doch heut, wo wir das neue Jahr beginnen,unsern eine Beseitigungdes Konfliktcs nicht zu denken ist, «-so
Yeserngegenüberdie Verpflichtungzu haben, ihnen dar- stehen wir hier scheinbar vor einer verschlossenenThür,
uber Rechenschaftzu geben,»mit»welchenBefürchtungenvergebens nach dem Schlüsselsuchend, der die Pforten
und welchen Hoffnungen wir in die Zukunft unseres zu dciu Zustand des Glückes undder Zufriedenheitöffne.
eigenen Vaterlandes blicken. Mit der bloßenHoffnung, daß dieser Zustand zu Ende

Allerdings scheint Uns der Horizont stark verdunkelt gehen werde, ist es nun nicht gethan, wir wollen sehen,
zu sein, indem sich kein Anzeichenerblickenläßt, aus wie man sich VerwirklichungdieserHoffnung denken,
welchem man ans eine nahe bevorstehendeBeseitigung wie knnn sie naherbringenmuß.

,

des schwerenKonfliktes unter dem unser Vaterland lcldeh IN dieser Beziehunghört man Vielfach«»daßes—bcsser
schließenkönnte. Auf der einen Seite hält die Regie- werden wird, wenn irgend ein großesEreigniß; seies-
rung, so wird Versichert,fest an der Misitä1--s)ieorganisa-ein Krieg, sei es eine Revolution in Paris oder der-
tion und an dem Verlangen, daß die Volksvertretuug gleichen-eintrittMöglich,daß es dann besserwird,aber
die dadurch bedingten Mehrausgaben bewillige, und wir iuöchteiinnsereLeser dringenddavorwarnen,sich»solcher
andererseitshaben wir, entgegengesetztden AeußernngenHoffnung hinzugeben Hofer auf Wind TM Selkaumtes



Ereigniß,welchesseinen Einfluß auf unsereVerhältnisse
ausüben soll, das scheint uns eines besonnenen und

seines Zieles bewußtenMannes nnd eines ganzen Volkes
nicht würdi u sein. Das Schicksal eines Volkes
kann den erhältnissenentsprechendund dauernd nur

durch die eigeneThätigkeitdesselben festgestelltwerden.

So sich das preußischeVolk durch seine eigene
Thätigkeitin den Jahren 1813—15 einen Einfluß auf
die Geschickedes preußischenStaates erworben, den man

selbst unter den Zeiten der absoluten Re ieruug nicht
fvxtleUgUeUkonnte Das war damals ein teichnellesund

kraftvolles Eingreifen in die Geschickedes Staates, aber

nicht ein solches allein ist wirksam. Es geht neben

diesem her ein langsamesaber sicheresWirken des Volkes,
welches sich in dem treuen Festhalten an dem, was man

als»rechtund gut erkannt hat, und in der eifrigenPflicht-
erfüllungmit stetem Hinblick auf das zu erreichende
Ziel zeigt. Das ist in den meisten Fällen der gebotene
Weg, auf welchem ein Volk sich sein Schicksalfeststellt,
und dieser Weg, wenn er auch oft langsamer zum Ziele
führt,als jene schnellenEntwicklungen,welchedurch aus-

wärti e Ereignisseherbeigeführtwerden, ist sicherer,weil
bei i m die Entwicklungun Feststellungder staatlichen
ZuständeSchritt hält mit der Entwicklungdes politischen
Bewußtseinsim Volke.

Jn dieser treuen Pflichterfüllunghat sich das preu-
ßischeVolk seit vier Jahren musterhaft bewährt. Un-

beirrt durch äußere Erfolge und sonstige Ereignisse hat
es festgehaltenan dem, was es einmal erkannt hat als

recht und heilsam für das Vaterland. Die wiederholten
Wahlen zum Abgeordnetenhausehaben dies gezeigt,und

noch jeden Tag finden wir den Beweis dafür in dem

Umstand, daß die Regierung, trotzdemsie sich in dem

Abgeordnetenhauseso bedeutend in der Minorität besin-
det, sichnicht entschließenkann, dasselbeaufzulösen,und

den Versuch zu machen, durch eine Neuwahl ein Ab-

geordnetenhauszu erhalten,dessenMajoritätdie Ansichten
der Regierung theilt. ,

Diese Erkenntnißgiebt uns die Hoffnung auf eine

glücklicheund vielleichtnicht mehr ferne Lösungunseres
Staatskonfliktes, und wir glauben, daß diese Hoffnung
eine bessere und sicherere ist, als jene Hoffnung auf
»,irend ein EreignißQdenn sie wurzelt auf dem realen
Bo en des Volkswillens und der Volkskraft.
Möge dieseHoffnung,

das ist unser Neujahrswunsch
für das gesammte preu ischeVolk, uns nicht täuschen.
Möge das Volk auch fernerhinsich so bewähren,wie
wir es in den letztenJahren kennen gelernt haben. Möge
jeder Einzelne fortfahren in treuer Pflichterfüllungin
seinem Kreise, möge Jeder versuchenzu bessernim Klei-

nen, und es wird besserwerden im Großen-

Vielleicht in nicht allzu langer Zeit wird wiederum
der Ruf an das Volk ergehen, an den Wahltifchzu
treten und die Männer zu nennen, welcheseinen Ansich-
ten in dem LandtageAusdruck gebensollen. Dann, darauf
hoffen wir, zeigeJeder, wie ihm die Erfüllungseiner

. staatsbürgerlichenPflichten eine Ehrensacheist, die er

durch keinerlei Rücksichtenzu vernachlässigensich be-

stimmen läßt. Nur so kann er das Seinige thun, um

die Hoffnungzu erfüllen,mit der wir die Betrachtungen
des alten Jahres schlossen,nämlichder Hoffnung, daß
der Sieg der liberalen Institutionen in der ganzen Welt,
und so auch in unserem eigenenVaterlande,ein sichererist.

Politische Wochenschaw
Preußen. Am Schluß des vorigen Jahres ist die Etu-

berufung des Landta es zum 15. Januar 1866 erfolgt.
Es ist dies der letzte, nacbden Bestimmungen der beschwore-
nen Verfassung zulässigeTermin. Bei den erste-aBerathun-
gen wird ein hervorragendesMitglied des Abgeordnetenhauses
fehlen. Die sechsmonatlicheGefängnißhafhzu welcher der

Abgeordnetedes zweiten Berliner WahlbezärksDr. Johann
Jacoby, we en einer an seineWählergehaltenenRede verurtheilt
ist, und wel e er jetztabbüßt, endet erst mit dem 26. Februa«
Der Artikel 84 der Verfassung bestimmt nun: »JedesStra f-
verfahren gegen ein Mitglied des Landtagesund eine jede
Untersuchungs- oder Cioilhaft wird fur die Dauer der

Sitzungsperiode aufgehobett!, wenn das betreffende Haus es

verlangt.« Wenn man nun auch wohl annehmen kann, daß
eine Strafhaft ein Theil des Strafverfahrens ist, so
wird doch der Umstand, daß in dem-Artikelnur von Unter-

suchungs- und Civilhaft die Rede ist, unzweifelhaftbenutzt
werden, um geltend zu machen, daß eine Strafhaft auch
auf Verlangen des Hauses nichtaufgehobenzu werden braucht.

Nach langen Verhandlungen ist endlich am letzten Tage
des vorigen Jahres der Handelsvertrag zwischen
Jtalien und dem Zollverein unterzeichnet worden.
Damit ist aber leider noch immer nicht das Jnslebentreten
dieses für unsere Handelsinteressenso wichtigenVertragesge-
sichert, denn noch sträubt sich dle hannöverscheRegierung
gegen die Anerkennungdes KönigreichsItalien, welche eine

wesentlicheBedingung für das Zustandekommen des Vertrages
ist. Wäre die Verfassung des Zollvereins derart, daß jede
Maßregel,welchedie Zustimmung derMajorität der Vereins-

mitglieder erlangt, von allen Mitgliedern angenommen wer-

den muß, so würde der Widerstand einer einzelnenRegierung
nichts schaden, und es zeigt sich jetzt wieder, wie bedauerlich
es ist, daß die preußischeRegierung bei der Erneuerung der

Zollvereinsverträge es versäumt hat, eine solche Aenderung
durchzusehen

Wenn wir auch seit längererZeit unseren Lesern nicht
mehr die Nichtbestätigungenu. dergl. mitgetheilt haben, so
halten wir es doch für nothwendig, derartige Vorfälle zu be-

richten, wenn sie den Beweis liefern, wie die Beachtung des

politischen Parteistandpunltes in allen Verhältnissen immer
weiter um sich greift. Jn dieser Beziehung sinds-UMk ein
Jnferat in dem »Bürger- und Bauerrrfreund«,welcheswir

hier folgen lassen: · »
» ,

»Seit vielen Jahren Bezirks-Hpmmlssaklusdervlandltchen
Feuerversichrrungs-Societätdes KlkchsplclsGumbtnnenund
später auch Gerwischkehrnen,Wurde Ich vor Kurzem wieder
einstimmig gewählt. Nach»der«Wahlrichtete Herr Kreis-
sekretär Ollesch an IMchdie Frgge, welcher politi-
schen Partei ich angehöre,und aus meine Antwort, daß
ich mich zur Fortschrittspartei bekenne, meinteer, das

könne mir nachtheilig sein. Von der Direktion der

kindlichen Feuer-Societätfcheine ich nicht als Bezirks-Kom-
missarius bestätigt zu sein, da mir durch den Gumbinuer

Landrath die betreffenden Papiere abgefordertwurden, und

die Direktion von ihrem Rechte, falls ein Unbrauchbarer
gewählt,Gebrauch gemacht und einen Vesitzeraus eurem
andern Kirchspielzum Bezirks-Kommissartusernannt. So



aus einein Geschäftskreisegerissen, dem ich Jahrelang im

guten Einvernehmen mit meinen Standesgenossen, wie ich
glaube zu ihrer Zufriedenheitvorgestanden, sage ich allen

Freunden, iiiit denen ich in meiner gewesenen»Eigenschaftals

Bezirks-Kommissarius nicht mehr in Berührung kommen

werde, Dank für das Zutrauen, welches sie mir durch mehr-
fache Wiederwahl bewiesen. SzUMMschkU, im Dezem-
ber1865. Neuber.«

Die Regierung in Liegnitz holt, wie mitgetheilt wird, bei
der Berufung von Beamten und Lehrern, die ihrer Bestäti-
gung bedürfen, auf amtlichemWegeAuslassungewderdiesen
bisher vorgesetzten Behorden uber das Verhältnis des Be-

rufenen zur Kirche und Staat ein.

Bekanntlich war es öfter vorgekommen,daß in der Pro-
vinz. in Königsberg z. B. ein Artikel strafbar befunden
war, der einem Berliner Blatte entlehnt und in der Haupt-
stadt unbeanstandet gebliebenwar. Es ereignete sich auch
bisweilen der Fall, daß das Gesuch eines Staatsanwalts in

der Provinz, den angeklagtenArtikel des Berliner Blattes
unter Anklage zu stellen, bei der Berliner Oberstaaisanwalti
schastkeine Berücksichtigunggefundenhatte. JmJntczrefse
der Rechtsgleichheit soll nun vor kurzem vom Illstlzs
minifter Grafen ziir Lippe eine Verfügung erlassen Wde

sein , nach welcher die Berliner Oberstaatsanwaltschaftgehalten
wäre, einem solchen Verlangen der Staatsanwaltjchaftenin

der Provinz zu entsprechen, so daß, wenn die Konigsberger
Staateanwaltschaft z. B. die »Hartung’scheZeitung«wegen
eines der »Reform«oder »Volks-Ztg.«entlehnten Artikels in

Anklage versetzen und die Berliner Oberstaatsanwaltschaft
ersuchensollte, den anstößigenArtikel auch in Berlin zu ver-

folgen,dieseletztereverpflichtet wäre, auchhier die gericht-liche Verfolgung des Blattes einzuleiten. Um die ,, ’echts-

Beichheirtzu fördern, muß es einfacher erscheinen, daß die

Otaatsanwaltfchaften in der Provinz angewiesen würden, nur

in dein Falle gerichtlichgegen einen solcheneinem fremden
Blatte entlehnten Artikel einzuschreiten,wenn gegendiesen
Artikel auch in dem Blatte, in welchem er als Original-
mittheilung erschien, bereits an dein Orte des Erfcheinens
von der Staatsanwaltschast Anklageerhoben worden wäre.

Aber dieseVerschärfungin der Beaufsichtigung der Presse
ichEW Uvch Nicht zll genügen. Nach einer neueren Mittheis
lung vom Rhein soll eine für die Presse nicht unerbebliche
Verfügungdes Herrn Justizininisters vor etwa 6—8 Wochen
den Mitgliedern der Staatsanwaltschaft zugegangen sein.
Hiernach werden dieselben zur schärfsten Ueberw achUng
der Zeitungen und zwar in der Weise aufgefordeit, daß
auch die außerhalb ihres eigentlichen Amtsbezirkes
erscheinenden Blätter zum Gegenstande der Controle

gemacht werden sollen: Werden in diesen Artikel gefunden,
welche nach ihrer Meinung-eineGesetzesverletzungdaistellen,
to sind sie gehalten, die zuständigeBehördedarauf aufmerk-
chm zu machen; glaubt diese keine Veranlassungzum Ein-

schreitenzu haben, so ist der Generalproeurator in Köln nni

dse Entscheidunganzugehen, und falls auch dieser sich für
dle Nlchtvkrfolgungaussprechensollte, in letzter Instanz der

Jiistizminister zu befragen
,

Wie Kinn sagt, standen die Anhänger des Herrn von

Vismaick un Begriff, ihm eine großeBesitzung in der Ge-
gend von Potsdaiii anzubieten, jedochsoll er die betreffenden
Personen im Voraus daran aufmerksam gemachthaben, daß
St als preußischerMinister keine Geschenkevon einer politi-
schen Partei annehmen könne. Darauf bitt soll die Sache
unterbliebensein. Wir theilen dies mit, ohne daß wir von

YeVRIchtigkeitder Nachrichtüberzeugtsind. Welchen Werth
Ubklgensdie Geschenkeder konservativenPartei haben, davon

weiß der Eigenthümervon Eulenburgund Dumiiierivih, der

Abg. Wagener, ein Stückchenzu erzählen.

Schleswig-Holstein. Dasz man es nichtverstandenhat, in

den HerzogthümerngroßeSympathien fur Preußenzu erwer-
ben, das giebt jetzt selbst die Kreuzzeitungzit. -Jn einem Briefe
dieses Blattes aus Kiel heißtes: daßdie fPreußenhier doppelte
und dreifache Preise bezahlen müssen,ist notorisch,und es

fällt kaum noch auf, wenn man einen holltelnek KaUsEt-
sobald ihm ein hoherPreis abgefordertwird, zu deinVerkau-
ftk saANI bökks «Sle halten mich wohl sur einen

P re u ßen!«

Baiern. Die Bewegung gegen die Kabinetsregie-
rung ist noch immer im Gange und hat sich auch nicht da-
durch beschwichtigenlassen,daß die reaktionäre Partei auf die

Ausführung ihrer Absicht, das Ministerium des Innern durch
den Kabinetssekratairan einen ihier Anhängergelangen zu

lassen, vorläufigverzichtethat. An die Stelle des abgetretenen
liberalen Ministers Neumayr ist der Halbliberale Koch ge-
kommen, der natürlichspäternoch leichter zu beseitigen sein
würde wie N.eumayr, weil er eben als Halbliberaler nicht
die Unterstützungbei der öffentlichenMeinung finden wird,
deren fein Vorgänger sich erfreut hat. Jn allen großen
Städten Baierns, zuerst in Nürnbergund Nördlingen,haben
Volksversammlungen stattgefunden, und überall sind Resolu-
tionen gegen die Kabineisre ierung angenommen worden. Eine
Deputation, die ans den Volksversammlungender verschiede-
nen Städte zusammengesetztwerden soll, wird dem Könige
eine Adresse im Sinne der Resolutionen gegen die Kabinets-

regierungüberreichen.

Ocstcttcich. Neben dem Blick auf die erhofer franzö-
sische Allianz ist die Aufmerksamkeitnatürlichimmer noch
auf Ungarn gerichtet. Die Erwartungen auf eine Ausföljs
nung der Wiener Hofburg mit Ungarn —- denn darum han-
delt es- sich eigentlich doch nur, und nicht um eine Aus-

gleichung der Interessen der dentsch-slawifchenLandcstheile
und denen der Ungarn — sind zwar nicht mehr so zuver-
sichtlich,als während der Anwesenheit des Kaisers in Pesth,
aber in den Kreisen, die einen Blick hinter die Koulissen
haben, glaubt man immer noch an eine Verständigungmit
dein iingarischen Reichetage. Die Ungarn machen jetzt, nach-
dem der erste Jubel, init dem das Herz des Kaisers bestochen
werden sollte, vorüber ist, niürrischeMienen und erklären sich
für gitänscht,weil die eigentlicheAbsichtder Regierung den

schönenWorten des Kaisers nicht entfpreche.«Man ver-

muthet aber, daß sie es nur thun, um so viel als möglich
bei dem Handel zu erlangen, d. h. sie machen die Waare

schlecht,um weniger daran bieten zu können, vielleicht sogar
auch nur, um dem ihnen freundlichen Ministerium eine indi-
rekte Unterstützunggegen die Machinationen der contre revo-

lutionären und ultramontanen Partei zU gewähren- dck dtfk
Kaiser in seinen Zugeständnissenan Ungarn viel zii weit

gegangen ist. Vorläufig hat sich der»ungarifche.k)ieichstag
kluger Weise auf lange Zeit pcrtagt Sie haben somit volle

Zeit, abzuwarten, ob das Wiener Kabinet in seinen Haupt-
zugeständnissenWort hält. d. h. ob Kroatien und Sieben-
bürgenwieder mit Ungarn vereinigt werden. DieseaWieder-
vekeiuigung ist nämlichdie Grundlage jeder Verstandigung.
Tritt dieselbe ein, fo wird sich voranssichllkchjlåMTjDFWT
des Reichstags mit einer gewissen Selbstsndlgkeltill- Ihm?
Komitatsverfassung und einem sehr bescheidenenMaßeM
Konstitutionalismus begnügen-,und der Friedezwischen»dem
Hause Habslsnrg und Ungarn wird auf Kosten der Freiheit
des übrigenOesterreichs, besonders der deutschenProvinzen,
geschlossenwerden.



Frankreich. Mit großerSpannunghat man, wie ge-
wöhnlich,der Anrede entgegengesth-We ch
bei der Neujahrs ratulatron an die fremden Gesandten
halten würde. Dieselbeist sehr friedlich aus efallen, und

sindet sich darin von einem Hinweis auf ein I ündniß zwi-
schen Oesterreich und Frankreich keine Spur. Sie lautet:

»Jn jedem Jahre zur selben Zeit wenden wir uns zurückin
die Vergangenheit und werfen unsern Blick in die Zukunft.
Schätzenwir uns glücklich,wenn wir, wie heute, vermö en,
uns gegenseitigzu deglückwünschen,Gefahren VetmiedetySze-
fiirchtungen ein Ende gemacht und die Bande enger gezogen
zu haben, welcheVölker und Könige verbinden. Schätzen
wir uns besonders glücklich,wenn die aus den hinter uns

liegenden Ereignissen«efchöpstenErfahrungen uns gestatten,
eine lange Reihe von agen des Friedens und des Gedeihens
zu inauguriren.«

England. Der englischeFinanzininister hatte im vorigen
Jahr dem Parlament sehr bedeutende Steuer-Ermäßi-
gungen vorgeschlagen, welche zusammen die Summe von

572 Millionen Pfund (etwa 35 Mil. Thlr.)aus1nachen. Er

nahm bei der Vorlage des Bndgeis an, daßdurch die Steuer--

erinäßigungeiider Verkehr so steigen würde,daß der Ausfall
bei den Einnahmen nur 4 Millionen Pfund (etwa 28 Mil-
lionen Thlr.) betragen würde. Es läßt sich aber jetzt schon
voraussehen, daß die Steigerung der Einnahmen eine so be-
deutende sein wird, daß der Ausfall nur etwa 2 Millionen

Pfund betragen wird, so daß also wahrscheinlichwiederum
bedeutende Steuererrnäßigunen eintreten werden.

"

Mexiko. Die Lage des kaiser Max wird immer kritischer.
Die neuesten Nachrichten aus Amerika melden, daß die

Franzosen binnen drei Nionaten das Landverlassenwürden,
und dürfte alsdann wohl das Kaiserreich sein Ende erreicht
haben. Wenn auch die Richtigkeit dieser Nachrichtvor der

Hand nochangezweifeltwerden muß,so scheint man doch von

Seiten der Vereinigten Staaten jetzt sehr ernstlich auf die

Räumung Mexiko’s durch die Franzosen zu dringen, und

Lonis Napoleon wird kaum« Neigung haben, sich seines über-
seeischenSchützlings wegen in einen Kampf mit der Union,
dessen Ende nicht abzusehenwäre, zu verwickeln.

Das konstitutionelle England.
Wir sind gewohnt, in allen zweifelhaftenLagen unseres

konstitutionellen Lebens auf England zu blicken und zu sehen,
wie man in ähnlicherLage dort gehandelt hat, wo man seit
Jahrhunderten an ein streng konstitutionellesLeben gewöhnt
ist« So wollen wir denn auch heut, um konstitutionellen
Brauch zu lernen, unsern Lesern den Verlauf eines Prozesses
inittheilen, der gegen das Ende des Jahres 1865 in Eng-
land entschiedenworden ist, nnd der uns wohl geeignet er-

scheint, die Aufmerksamkeitaller Staatsmänner und Politiker
des Festlandes, ja jedes Bürgers, der in feinem Lande für
ein stren konstitutionellesRegiment sorgen will, auf sich zu

ziehen. Es handelte sich um einen Hauptpunkt des

konstitutionellen Rechts: die Verwilligung und

Nichtbewilligung von Ausgaben durch das Par-
lament.

» »

Jin Jahre 1858 war, nachdem das Ministerium Palmer-
ston gestürztwar, der Wahlkampf in Dover durch die Be-

mühungeneines gewissenChurchword zu Gunsten des konser-
vativen Ministeriums Derby entschieden worden«Das

Ministerium Derby hatte, natürlichnicht aus Parteidankbars
keit, sondern im wohlerwogenen Interesse des Landes, später
Herrn Churchword die Postverbindung zwischenDover, Calais
und Ostende gegen eine jährlicheSubsidie von 18,000 L.

120000 Tblr.l auf die Dauer von elf Jahren ,’ bis zum

e Kaiser Napoleon ·

Jahre 1870, zugesichertund die damaligen Lords der Admi-
ralitat einen f rmlichen Kontrakt darüber mit dem glücklichen
Wahlagentenabgeschlossen.Allein der Gesammt-Ausfallder

Wahlen im Lande war nicht zu Gunsten der Herren Der-by,
Disraeli und Malmesbury, welchein dem konservativen Mini-

sterium saßen; das Ministerium wurde gestürt und die libe-
rale Majorität,welche die Whigs wieder ins mt rief, unter-

nahm auch eine Prüfung jener Verhandlungen mit Herrn
Churchword. Das Ende der Untersuchungwar, daß das

Unterhaus zur weitern Fortsetzung jenes Verhält-
nisses die Gelder verweigerte und ausdrücklich ver-

bot, daß von bewilligten Geldern ein Penny zur

Bezahlung jener Unterstützung verwandt werde.

In der ,,Appr0priation Aet«, wodurch von Seiten des

Parlaments die Verwendung der bewilligtenGelderfür die

einzelnen bestimmten Posten autorisirt wird, war sowohl

1»863als 1864 dieses förmlicheVerbot enthalten. Mittelst
einer·Bittschrift(Petirion of Right), daß die Krone gegen
sichselberden gewöhnlichenWeg des Rechtes zulafsenmöge,
kam die Entschädigungsklagedes Herrn Ehurchwotd, Auf

126,000 L. gerichtet, in der vorigen Woche vor dem Gerichts-
hof zur Verhandlung Alle großenRechtsgelehrtendes Landes
waren in der Sache betheiligt. Die scharfsinnigstemim öffent-
lichen Recht bestbewandertenjüngerenKräfte des Advokatcni

standes hatten die Vorstudien gemacht,allein in der öffentli-
chen Verhandlung beschränkteman sichdarauf, von j—-derSeite
nur einen Redner zu hören,freilichdie beiden feinstenJuristen
des Landes, für den Kläger Sir Hugh Cairns, und für
die Regierung den jetzt en Attorney General Sir R. Palm er.

Nimmt man dazu, da der Prozeß vor Sir Alexander Coc-
burn, dem Lord-Oberrichter von England, und seinen
Collegengeführtwurde, so wird man einsehen,daßkein Punkt
von irgendwelcherBedeutung übersehenwerden konnte. Die

Hauptsache war nun aber, das; in jenem Vertrage die Be-

zahlung der Subsidiengelder auf vom Parlament zu bewilli-

ende Mittel angewiesen wurde. Hierin sahen die Richter-
Powie der Vertheidiger der Admiralität eine vorhergehende
Bedingung, daß nur aus dazu zu bewilligendenGeldern jene
übernommene Verpflichtungbestritten werden solle, daß somit
die Zustimmung des Parlainents ein wesentlicher Punkt der

ganzen Verbindung sei. Aber die Entscheidungsgründe
gehen noch weiter, indem sie allgemein bei solchen
Verträgen die Vorbedingung annehmen, daß das

Parlament die nöthigen Mittel verwilligt. Kon-
trakte der Art mit einer Regierung sind daher nie

absolut bindend und aus ihrer Nichterfüllungkann gegen
die Krone nicht gekla t werden, wenn es sich zeigt, daß das

Unterhaus in feiner onstitutionellen Befugniß in Geldfachen
die Mittel nicht bewilligt oder lausldrücklichverweigert hat,

Daß ohne diese Bewilligung die RegierungIrgend einenBe-

tra auszahlen könne, kam als konstitutionelleHJionstrosität
au , dem Rechtsbeistande des Klagersnicht in den Sinn.

Sehr richtig war die HinweIsUUg des Richters auf das Ver-

hältniß bei Staatsverträ·gen-Wodurchsich die Krone zu ge-
wissen Leistungen verpfllchtet.Wenn das Parlament die

nöthigenGelder nicht bewilligt,kann die übernommene Ver-

pflichtungnicht erfüllt werden. Es soll und darf auf keinem

Unuvege, weder des Privatverkih.s, noch der internationalen

Verhältnisse, an dem Rechte des Parlaments, die Ausgaben
und Einnahmen des Landes zu bestimmen, auch nur unge-
ringsteii gerüiteltwerden« Alle Richter waren einstim-
mig der Meinung, daß die Klage abgewiesen wer-
den niüsse. Es steht zu hoffen,daß diese wichtigeEntschei-
dung einer Frage des konstitutionellenStaatsrechts überall

auf dem Festlande die gehörigeBeachtung sinden wird.
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